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bindung ausgetestet und gefeiert wird. Vielfach ist der Occupy-Bewegung vor-
geworfen worden, dass sie keine Botschaft habe oder ihre Minimalbotschaften 
zu vereinfachend seien, man auf diese Weise der Komplexität des Börsenge-
schehens nicht gerecht werde. Die Kritiker reichen vom politischen Establish-
ment bis hin zu Slavoj Žižek, der in einem Artikel für den »Guardian« 
( 26.10.2011 ) von einem »pregnant vacuum« spricht, das geschaffen worden 
sei, nun aber mit Forderungen gefüllt werden müsse. Dass aber dieses Vakuum 
selbst zum Inhalt werden konnte, entgeht sowohl wohlmeinenden sozialde-
mokratischen Kommentatoren wie auch Žižeks leninistischer Perspektive. 
Michael Levitin, ein Occupy-Aktivist, formuliert die Ablehnung, Forderun-
gen zu bestimmen, so: »Let’s get something straight: this movement has issu-
ed no demands. It is not a protest. It’s an occupation.« Statt elaborierte oder 
mehrheitsfähige Forderungen zu formulieren, geht es um den performativen 
Akt des Sichversammelns, des Diskutierens, der Partizipation – Akte, die 
nicht nur Geburtshelfer von Forderungen, nicht nur ein Vakuum als Vorstufe 
zur ›richtigen‹ Politik sind. So wendet sich die Occupy-Homepage explizit ge-
gen die »Demands Working Group« mit der Losung, statt Forderungen auf-
zustellen, Räume der Versammlung zu stiften: »We are our demands. This 
#ows [OccupyWallStreet] movement is about empowering communities to 
form their own general assemblies, to fight back against the tyranny of the 
1%.« Dies mag naiv anmuten, politisch kurzsichtig, zumindest dann, wenn 
man die Bewegung aus der Perspektive klassischer (anti-)hegemonialer Poli-
tik anschaut. Man würde damit aber übersehen, dass wir es hier mit einem al-
ternativen populären Versprechen zu tun haben, einem Versprechen, das der 
Hyperkonnektivität der Finanzökonomie eine eigene Konnektivität im Mo-
dus der permanenten, sich selbst unterhaltenden Versammlung gegenüber-
stellt. Das Besetzen von Räumen ist denn auch nicht primär eine Enteignung, 
sondern das Schaffen von Versammlungs- und Verbindungsräumen. Damit 
antwortet die Occupy-Bewegung auf den Markt-Populismus mit einer eigen-
ständigen Radikalisierung des Populismus: Eines Populismus, der keine Führer 
und keine Forderungen kennt, und sich so der Leitwährung des Politischen – 
dem Prozessieren von Forderungen – entzieht. ◆
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Es ist eine recht beliebte Wendung in renommierten Tageszeitungen, dasGebaren von Investmentbankern mit der Popkultur in Verbindung zu 
bringen. Selbst wenn das nur schwach begründet sein sollte, weil die »Gier« 
der Finanzmarktprofis andere, wichtigere Ursachen besitzt als Pornografie-, 
Techno - und Luxuslifestylekonsum, bleibt die Kritik in einer Hinsicht jedoch 
wertvoll: eine ›materialistische‹ Perspektive kann der Analyse der Geschehnis-
se tatsächlich nicht schaden. 
Das gilt nicht nur mit Blick auf wenig erkenntnisfördernde Übernahmen 
aus der älteren Volks- oder Regionalkultur ( besonders prominent in Deutsch-
land Angela Merkels Bekenntnis zur sparsamen »schwäbischen Hausfrau« ). 
Es gilt nicht zuletzt mit Blick auf den im Frühjahr 2012 vorübergehend erfolg-
reichen massenmedialen und politischen Großversuch, die Finanzkrise auf die 
Leistungsdefizite ›der Griechen‹ ( das kleinere europäische Pendant der ameri-
kanischen Häuslebauer ) zu reduzieren. Das gilt aber auch angesichts wesent-
lich subtilerer Versuche, Staat und Finanzmarkt voneinander zu trennen und 
gegeneinander aufzurechnen.
Gegen solche Maximen, Vorwürfe und Bilanzen bleibt festzuhalten: Der 
Rahmen, in dem sich dann Gier und vieles andere individuell oder berufsmäßig 
entfalten kann, ist kein Konstrukt der Investmentbanken, sondern Ergebnis 
weltanschaulicher Debatten, exekutiver Initiativen und politischer Abstimmun-
gen, am Ende in Gesetzes- oder Verordnungsform gebracht. Anders – in Ergeb-
nisform – gesagt: In den überwiegenden Teilen der Welt hat man es gegenwärtig 
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Banken selbst. Ihnen vorzuwerfen, sie würden auf große Renditen abzielen, 
sollte für einen Anhänger des kapitalistischen Wirtschaftssystems eine Null-
information bzw. eine närrische Aussage sein. Den Finanzinstituten vorzu-
werfen, sie gingen Risiken ein, ist prinzipiell ebenfalls albern. Genau darum 
geht es ja: Sich zu verschulden, Kredite zu gewähren, um anderen Zahlungen 
zu garantieren – aus dem einen Grund, damit später daraus Kapitalerträge er-
wachsen. Ohne Risiko ist das nicht zu haben (im Nachhinein ist es natürlich 
mehr als leicht, ein zu hohes Risiko festzustellen; wenn eine entsprechende 
Auskunft nicht früher kommt, ist sie gar nichts wert). Die Wetten auf zukünf-
tige ertragreiche Geschäfte, die jetzt bereits durch Kredit vorweggenommen 
sind, können selbstverständlich scheitern, Aktien Kursstürze erleiden, Staats-
mit Staaten zu tun, die privatwirtschaftliche Unternehmen für die Zwecke ihrer 
Machtvermehrung einspannen wollen, ohne deren Entscheidungen direkt zu 
steuern. Weite Teile der jeweiligen Nationen werden darauf ausgerichtet, dass 
Unternehmen und Kapitaleigner sich der Bürger, der staatlichen Schulden und 
der heimischen Währung zu ihrem Zwecke, der Erwirtschaftung von Profiten, 
bedienen können. Wird dieses Angebot nur in geringem Umfang wahrgenom-
men, ist die ökonomische Grundlage des Staates ruiniert, damit zu nicht gerin-
gem Teil ebenfalls seine politische und militärische Potenz. Das ist der Zusam-
menhang, in dem auch die spezielle Entscheidung, bestimmte avancierte 
Finanzmarktprodukte zuzulassen, von vielen Ländern unterstützt wurde. Poli-
tische Debatten, Abstimmungen, rechtliche Ausgestaltungen haben diese Pro-
dukte gefördert und sichern sie bis auf den heutigen Tag.
Eine Verabschiedung von Verordnungen, die eine noch größere Kontrolle 
( nicht wenige rechtliche Vorschriften für Banken gibt es ja bereits ), eine stärke-
re Besteuerung oder ein teilweises Verbot von Leerverkäufen, Swaps etc. vorse-
hen, könnte die Freiheit der Finanzmarktakteure demnach zweifellos (wieder ) 
verringern. Dennoch ist es wegen der beschriebenen grundsätzlichen Lage 
falsch, darin einen fundamentalen Konflikt zwischen zwei Kräften zu sehen, 
gar mit einer moralischen Aufspaltung in die guten Bestrebungen des Staates 
und die finsteren Machenschaften der Banken. Umgekehrt ist es aber auch all-
zu idealistisch, das freie Wirken der Finanzunternehmen vor den Fehlsteue-
rungen der allesamt hoch verschuldeten Staaten verteidigen zu wollen.
Der Unsinn dieser Unterscheidungen und puristischen Schuldzuweisungen 
sollte einem klar werden, wenn man z.B. auf das gemeinsame Wirken von Staat 
und Banken schaut, Geld zu schöpfen. Zwar hat nur die staatlich eingerichtete 
Zentral- bzw. Notenbank die Möglichkeit, Geld drucken zu lassen und die 
Geldmenge über die Senkung oder Reduzierung der Leitzinsen stark zu beein-
flussen, alle anderen, privaten Banken sind dennoch nicht bloß Zuschauer die-
ser Verrichtungen. Zur Geldschöpfung tragen sie durch ihre Kreditvergabe be-
achtlich bei. Kredite kommen nur zu einem kleinen Teil zustande, weil Geld, 
das sich auf einem Sparkonto befindet, anderen vorübergehend zur Investition 
zur Verfügung gestellt wird. Bei fast jeder Kreditgewährung kommt in Form 
einer (elektronischen) Überweisung neues Geld in die Welt. Die privaten 
Bankunternehmen müssen als Sicherheit für ihre Kredit-Geldschöpfung ledig-
lich eine Mindestreserve bei der Zentralbank hinterlegen. Die Relation beträgt 
momentan in Europa 1 zu 100; für 1000 Euro Kredit sind also 10 Euro an Si-
cherheiten aufzubringen. Dazu müssen Banken nicht einmal auf die Sparkon-
ten ihrer Einzahler zurückgreifen. Sie können dafür ihrerseits einen Kredit von 
der Notenbank bekommen, für den sie wiederum Sicherheiten hinterlegen 
müssen, z.B. Wertpapiere, nicht zuletzt Anleihen, die Staaten selbst begeben.
Hauptziel der Geldschöpfung ist, dass sich das neue Geld als Kapital be-
währt, mit seinem Einsatz Profite erzielt werden. Natürlich auch von den 
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Street, Korruption auf staatlicher Seite, das gibt eindrucksvolle Bilder von über-
großen Limousinen, Nachtclubs, auffälligen Anzügen und Hosenträgern her. 
Was ist das aber gegen das legale Geschäft? Nicht viel, auch wenn die Konto-
ströme sich hier zumeist in zurückhaltenderen Schauwerten niederschlagen.
Und was ist das ressentimentgeladene Urteil des Anhängers der modernen 
Populärkultur über die »Bankster« schon gegen das Urteil, das große Teile 
der Finanzbranche im Moment der nicht zuletzt von ihnen selbst ausgerufe-
nen Krise gegen ihr eigenes früheres Treiben richten? Die Einstufung, dass die 
aufgehäuften Kredite ( bzw. Schulden ) in viel zu großem Maße in der Welt 
sind, um insgesamt profitable Geschäfte zu stiften, wird dann gleich flächen-
deckend ( die Banken leihen sich untereinander kein Geld mehr ) und an vielen 
anleihen nicht bedient werden usw. Auch jene Derivate, die ursprünglich ein-
mal zur Absicherung, zur Verringerung anderswo eingegangener Risiken 
eingeführt wurden, zählen heute zuverlässig selbst zu Risikopapieren, weil 
sie a ) zur Spekulation dienen und b ) mit ihrer teils enormen Hebelwirkung 
bei anfänglichen Erfolgen als möglicherweise trügerische Sicherheit für hohe 
Kreditzusagen fungieren.
Um das prinzipiell Unsinnige ihrer Argumente zu verdecken, verlegen sich 
grundsätzliche Anhänger des Wirtschaftssystems, die gleichwohl mit kriti-
schen Einschätzungen nicht zurückhalten wollen, gerne auf spektakuläre Bei-
spiele. Unzählige Hollywoodfilme und Fernsehkrimis ergehen sich in Panora-
men des Betrugs und tödlicher Machenschaften. Insiderhandel an der Wall 
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auserwählten Objekten ( von einzelnen Unternehmen bis zu ganzen Staaten 
oder Kontinenten ) wirksam. Wenn sie nur von genügend potenten Finanz-
marktakteuren geteilt wird, ist die Prognose, dass bestimmte Anlageprodukte 
eine fragwürdige Zukunft besitzen, bereits die Erfüllung der Prognose: Un-
ternehmen bekommen keinen Kredit mehr, Staaten können neue Anleihen 
nicht mehr zu finanzierbaren Konditionen auflegen etc. – damit steht das 
Unternehmen vor dem Aus, die laufenden Anleihen der betroffenen Staaten 
verlieren immens an Wert, selbst die fortgesetzte Erfüllung der älteren, nied-
rigeren Zinsverpflichtungen steht in Frage.
Ist die Krise vorbei, ohne dass es zur Umwälzung der Marktordnung ge-
kommen ist, beginnt der Zyklus von neuem. Angesichts der Konkurrenz der 
Staaten untereinander, ihr Land und ihre Währung von Kapitalbesitzern so 
stark wie möglich nutzen zu lassen, kann man sich leicht ausrechnen, was leich-
ter an Summen durchgestrichen wird, um Unternehmer, Investmentbanker, 
Kreditgeber, Anleihekäufer etc. wieder zuversichtlich zu stimmen: Zinszahlun-
gen für Anleihen oder Zahlungen für sog. Sozialausgaben; die auf den Konten 
großer Vermögen in vielen Jahren um sechs bis zehn Prozent anwachsenden 
Guthaben oder die selbst in Zeiten wirtschaftlichen Aufschwungs geringeren 
Lohnsteigerungen der abhängig Beschäftigten.
Aber nicht nur solche Kriterien gehen in das Urteil der Banken und Rating-
agenturen über Regionen und Nationen ein. U.a. wird das politische Personal 
in die Lagebeurteilung einbezogen. Dabei fiel nicht nur der griechische Premier, 
der den geplanten enormen Souveränitätsverlust des griechischen Staates durch 
eine Volksabstimmung legitimieren lassen wollte, durch, sondern auch der 
beim Wahlvolk und einer großen Zahl an Fernsehzuschauern mit seiner reno-
vierten Variante chauvinistischer Populärkultur über Jahrzehnte erfolgreiche 
Berlusconi.
Stärker politisch begründet ist zumindest zum Teil auch die Entscheidung, 
welche Staatsanleihen erworben werden. Zur anfänglichen Verwunderung 
mancher Kommentatoren sind Anleihen europäischer Länder wie Spanien, die 
vergleichsweise gering verschuldet sind, mit viel höheren Zinsen belegt als das 
Hochschuldnerland USA. Sicher, die ökonomischen Gründe dafür sind nicht 
zu vernachlässigen, u.a. die angekündigte, in größerem Stil noch ausstehende 
Sozialisierung spanischer Banken-Abschreibungen und die rezessiven Konse-
quenzen der auferlegten Sparpolitik. Beachtenswert ist selbstverständlich auch 
die Konstruktion der EU, die den einzelnen Mitgliedsländern zwar keine sou-
veräne Währungs-, Zoll- und Haushaltspolitik mehr gestattet, aber europäische 
Anleihen (Euro-Bonds) nicht vorsieht – so dass die einzelnen europäischen 
Staaten in ihrem nur gemeinschaftlich durchzuführenden Projekt, mit den 
USA um Kapitalmacht und politischen Einfluss zu konkurrieren, in und mit 
dieser Gemeinschaft weiter ihre nationalen Interessen pflegen können (und dies 
selbstverständlich nach allen Kräften tun). Die Einschätzung der Kreditwür-
digkeit Spaniens durch finanzstarke internationale Anleger orientiert sich nach 
der Finanzkrise darum nicht mehr an den gesamteuropäischen Daten.
Dennoch muss es noch andere Gründe geben, immerhin steht das Wirt-
schaftswachstum (nicht das vorübergehende Wachstum der Börsenkurse ) der 
USA im Frühjahr 2012 in keinem rechten Verhältnis zu den immensen Staats-
schulden und zur beachtlich vergrößerten Geldmenge. In diesem Fall kann ein 
Blick auf die Populärkultur rasch weiterhelfen. Die Bekanntheit und der Kon-
notationsreichtum der Dollarnote entspringt selbstverständlich nicht nur ihrer 
ästhetischen Kraft, sondern aus der Geltung der amerikanischen Währung. 
Der Dollar wird buchstäblich von aller Welt benutzt, um in und mit ihm Ge-
schäfte zu machen, obwohl sich die Leitwährung seit vielen Jahrzehnten von 
der festen Umtauschbeziehung zum Gold befreit hat, das Risiko, in den Dollar 
zu investieren, demnach theoretisch größer geworden ist.
Was Poststrukturalisten seit Baudrillard erfreut oder erstaunt als weiteren 
Verlust eines »transzendentalen Signifikats« außerhalb ihrer literarischen Ex-
erzitien registrieren, kommt aber ohne Anhalt nicht ganz aus. Die oft schamlo-
se Feier der gewaltsamen Macht in der Populärkultur zeigt hier den Weg. Es 
wäre doch allzu weltfremd gedacht – und zu wenig ›materialistisch‹ –, wenn 
die militärische Überlegenheit der USA nicht mit ins Kalkül gezogen würde. 
Schließlich sind es ihre Truppen, die, vor allem auf den Meeren, den in ihrem 
Sinne freien Handel überhaupt erst möglich machen. Die Idee, dass die Kapi-
talströme der westlichen Welt – selbst bei anhaltend hohen fernöstlichen 
Wachstumsraten – einmal überwiegend nach China fließen könnten, liegt des-
halb nicht nahe, auch wenn noch mehr Cola-Getränke und Wal-Mart-Export-
güter dort anzutreffen sein sollten. ◆
  Dieser Artikel wird auf der Internetseite dieser Zeitschrift aktualisiert und fortgesetzt:
www.pop-zeitschrift.dePO
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